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Vernehmlassung betreffend Entwurf vom 15. September 2020 
«Empfehlungen zur Organisation von Berufsbeistandschaften» 

Stellungnahme von 
Institution, Organisation 

Kontaktperson: Vorname, Name 

E-Mail, Tel. für Rückfragen

Generelle Bemerkungen und Einschätzung zu den Empfehlungen 

Frage: Teilen Sie die Stossrichtung der Empfehlungen? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Kapitel 1: Einleitung 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen in der Einleitung in Kapitel 1 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu Ausgangslage (Ziff. 1.1), Zielsetzung (Ziff. 1.2), Qualität
           (Ziff. 1.3), Rahmenbedingungen (Ziff. 1.4) und/oder gesetzliche Grundlagen (Ziff. 1.5)? 

Bemerkungen: 
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Kapitel 2: Aufgaben 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Aufgaben in Kapitel 2 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den Kernaufgaben Führung und Management (Ziff. 2.2), 
Mandatsführung (Ziff. 2.3), Administration/Buchhaltung (Ziff. 2.4), Rechtsdienst (Ziff. 2.5) 
und/oder zu den weiteren möglichen Aufgaben (Ziff. 2.6)? 

Bemerkungen 

Kapitel 3: Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Kompetenzprofilen in Kapitel 3 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den verschiedenen Kompetenzprofilen (Ziff. 3.1) und/oder 
zur Fachunterstützung und Personalentwicklung (Ziff. 3.2)? 

Bemerkungen 
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Kapitel 4: Organisation der Berufsbeistandschaft 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zur Organisation der Berufsbeistandschaft in Kapitel 4 ein-
verstanden? 

Ja Nein teilweise 

Kommentar 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zum Mengengerüst einer Berufsbeistandschaft (Ziff. 4.1),  
zu den möglichen Organisationsmodellen (Ziff. 4.2) und/oder zu den Ausführungen zur 
internen Zusammenarbeit (Ziff. 4.3)? 

Bemerkungen 

Kapitel 5: Ressourcen 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Ressourcen in Kapitel 5 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den generellen Ausführungen (Ziff. 5.1), zu den Berech-
nungsgrundlagen (Kap. 5.2) und/oder zum Ressourcenbedarf Führung und Management 
(Ziff. 5.3), Mandatsführung (Ziff. 5.4), administrativen Entlastung (Ziff. 5.5) und/oder zum 
Rechtsdienst (Ziff. 5.6)? 

Bemerkungen: 
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Kapitel 6: Zusammenarbeit 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zur Zusammenarbeit in Kapitel 6 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zur Zusammenarbeit mit der KESB (Ziff. 6.1) 
          und/oder der administrativen Aufsichtsbehörde (Ziff. 6.2)? 

Bemerkungen: 

Wir bitten Sie, die Stellungnahme bis 15. Dezember 2020 über den untenstehenden Link 
an das Generalsekretariat der KOKES zurückzusenden (diana.wider@kokes.ch). 
Vor dem Versenden die Datei bitte abspeichern! 

Besten Dank für Ihre Antwort. 

Abschliessende Bemerkungen: 

Frage: Haben Sie abschliessende Bemerkungen? Worauf ist bei der Umsetzung zu achten? 

Bemerkungen: 


	Institution Organisation: Amt für Erwachsenen- und Kindesschutz (EKS) der Stadt Bern
	Kontaktperson Vorname Name: Ester Meier, Amtsleiterin EKS

Maria Jurkovic, Stv. Amtsleiterin EKS, Leiterin Erwachsenenschutz
	EMail Tel für Rückfragen: ester.meier@bern.ch; 031 321 64 08

maria.jurkovic@bern.ch; 031 321 72 12
	Kommentar: Aus der Stadt Bern tragen die Empfehlungen dazu bei, eine professionelle Mandatsführung im Sinne der geltenden gesetzlichen Bestimmungen umzusetzen und zu gewährleisten. Es entsteht aufgrund der folgenden Empfehlungen aber der Eindruck, dass dieses Dokument ausschliesslich von Vertreter*innen der Sozialarbeit verfasst wurde: Tiefere Fallzahlen pro Sozialarbeiter, mehr Unterstützung durch administratives Personal, welches (zwecks zusätzlicher Entlastung der SAR) zugleich mehr Verantwortung übernehmen soll und zudem den Wunsch nach juristischem Support. Egal wie der Zeitraum für die Umsetzung bemessen wird, die Kostenfolge wird sehr hoch sein. 

Leider fehlen definierte Standards, was eine Beistandsperson zu erbringenl hat. Wenn im Kapitel Ressourcen (Seite 21ff.) detailliert auf Anzahl Mandate hingewiesen wird, so müsste wohl auch detaillierter ausgeführt werden, was man als Klient*in, bspw. von einer Kindes- oder Erwachsenenschutzmassnahme erwarten kann! Dadurch würde die Arbeit auch messbarer und führbarer. Dies scheint leider "verständlicherweise" kaum die Absicht der Autor*innen zu sein. 
	Empfehlungen: teilweise
	Einleitung: teilweise
	Kommentar Einleitung: Die Ausführungen in der Einleitung geben eine gelungene Übersicht über die Empfehlungen und stellen den Kontext der Beistandschaftsführung her. Sie lassen den Trägerschaften von Berufsbeistandschaften den nötigen Spielraum und fordern gleichzeitig die nötige Fachlichkeit/Professionalität ein.
	Aufgaben: Ja
	Kommentar Aufgaben: Die Stadt Bern begrüsst die ausführliche Auflistung der Aufgaben. Sie entsprechen grossmehrheitlich den Anforderungen an Berufsbeistandschaften, wie sie zu erbringen sind und zu weiten Teilen bereits erbracht werden.
	Kompetenzprofil: teilweise
	Kommentar Kompetenzprofil: Die Stadt Bern begrüsst, dass die KOKES Profile pro Funktion einer Berufsbeistandschaft beschreibt sowie das Kapitel  Auch begrüssen wir das Kapitel betreffend Fachunterstützung und Personalentwicklung. In Leitungspositionen sind neben betriebswirtschaftlichen Kenntnissen auch gute Kenntnisse der Sozialen Arbeit und dem Recht relevant. 
	Bemerkungen Kompetenzprofil: Wichtig ist für die Stadt Bern, dass das vorliegende KOKES-Papier bezüglich den Profilen einen Empfehlungscharakter hat und nicht telquel in allfällige kantonale Einführungsgesetze Eingang findet. Im Vordergrund sollte die eingeforderte bzw. geleistete Qualität stehen. Wie bzw. mit welchen Berufsabschlüssen diese bestmöglich zu erbringen ist, sollte in der unternehmerischen Freiheit der Organisation liegen. 
Ziffer 3.1. "... und in Abwesenheit der Mandatsträger/innen selbstständig Entscheidungen treffen können." Die Abwesenheit von Mandatsträger*innen ist durch ein funktionierendes Stellvertretungssystem aufzufangen. Sollte der Administration wirklich eine solche (je nachdem breite) Entscheidkompetenz zukommen, müssten die Stellenbeschriebe so ausgerichtet sein und eine entsprechende bessere Entlöhnung erfolgen.
Ziffer 3.2.5. "... anfänglich substanzielle Entlastung der Anzahl Mandate …" Die Stadt Bern spricht sich für eine äusserst moderate Entlastung aus, Anderes wäre nicht finanzierbar. Zudem müsste man bei der  Admin gleichermassen verfahren.   
	Organisation: teilweise
	Kommentar Organisation: Die Stadt Bern begrüsst die Vorbemerkungen zur Organisation von Berufsbeistandschaften und dass Empfehlungen zum Thema Organisation formuliert werden sollen. Im föderalistisch bedingten und historisch gewachsenen Umfeld der Berufsbeistandschaften liegt eine grosse Heterogenität vor, was mit sich bringt, dass die Empfehlungen einen mehr oder weniger grossen Reorganisationsbedarf implizieren. Für Organisationen wie das EKS Bern wird der Reorganisationsbedarf auf Ebene Struktur als gering eingeschätzt. Die geographische Deckungsgleichheit von Behörde (KESB Stadt Bern) und KES Dienst (EKS Bern) hat sich etabliert und dürfte bereits ganz im Sinne von Ziffer 4.1.2 der Empfehlungen sein. Hinsichtlich Synergiepotenzial und Qualitätssteigerung wäre aus unserer Sicht auch in anderen Regionen die synchrone Gestaltung der Einzugsgebiete von verfügender und ausführender Instanz prüfenswert. Dies natürlich unter Berücksichtigung der zwingend zu erhaltenden Gewaltentrennung.
	Bemerkungen Organisation: Die genannte Mindestgrösse einer Organisation mit 10-14 Mitarbeitenden und damit folglich das eher begrenzte Einzugsgebiet wird als zu klein beurteilt, als dass es aus fachlicher Sicht wirklich Sinn macht.  Dadurch werden in einigen Aufgabengebieten nur sehr wenige Fälle anfallen. Dies hat zur Folge, dass  aufgrund der geringen Erfahrungswerte eine genügende Qualität nicht gewährleistet werden kann. 

Die Stadt Bern würde ein grösseres Einzugsgebiet und so folglich mit einer grösseren Organisation geeigneter halten, damit die gesetzten Ziele, nämlich eine adäquate und hochstehende Qualität, eine Spezialisierung der Beistandspersonen, eine lückenlose Präsenz und Stellvertretung auch in Ferienzeiten und eine gegenseitige Unterstützung (4-Augenprinzip, Fachcoaching und Intervision) in der Mandatsführung so sichergestellt werden können. 


	Ressourcen: Ja
	Kommentar Ressourcen: Mit den Vorbemerkungen und der Strossrichtung ist die Stadt Bern sehr einverstanden. Es ist davon auszugehen, dass mit mehr zeitlichen Ressourcen die Qualität der Mandatsführung zunimmt, Insbesondere braucht ein von Professionalität und Vertrauen bestimmter Beziehungsaufbau, welcher für den Fortgang der Mandatsführung zentral ist, Zeit. Auch kann mit mehr zeitlichen Ressourcen dem gesetzlich statuierten Reintegrationsgedanken besser Rechnung getragen werden, was langfristig kostensenkende Effekte haben dürfte. Dies gilt insbesondere auch für den Kindesschutz, wo - mit tieferen Fallzahlen und einem methodisch stark verankerten Integrationsfokus - dem Risiko der lebenslangen staatlichen Abhängigkeit vorgebeugt werden kann.
Weiter bestimmen aber auch viele betriebsinterne Faktoren  die Ressourcenberechnung (dies grundsätzlich sowie im Speziellen im Bereich der Mandatsführung). So etwa die Schwierigkeit und Komplexität des Einzelfalles, Ausgestaltung der administrativen Unterstützung oder spezialisierter Dienste (wie etwa ein betriebsinterner Rechtsdienst oder spezialisierte Fachstellen und Arbeitsgruppen).
In den Empfehlungen ist die aktuelle Entwicklung berücksichtigt, dass Mandate mit geringer Komplexität in zunehmendem Masse tendenziell an private Mandatstragende/Pro Werke übertragen werden, was die Komplexität der bei den Berufsbeistandschaften verbleibenden Durchschnittsmandaten anhebt, was bei geltenden Qualitätsansprüchen und den künftigen gesellschaftlichen Ansprüchen mehr Ressourcen pro Fall bedingt.
	Zusammenarbeit: teilweise
	Kommentar Zusammenarbeit: Die Frage, welche Rolle den administrativen Aufsichtsgremien in Bezug auf die Organisation von Berufsbeistandschaften zukommt, ist unseres Erachtens nicht abschliessend geklärt. Es herrschen diesbezüglich verschiedene Auffassungen. Die Stadt Bern würde diesbezüglich ein von der KOKES in Auftrag gegebenes Kurzgutachten begrüssen. In welchem Zusammenhang die Staatshaftung dazu steht, sollte dabei mitbeurteilt werden. 
	Bemerkungen Ressourcen: Ziffer 5.4. Die Stadt Bern erbringt mit den bestehenden Ressourcen eine gute und professionelle Mandatsführung. Es ist wahrscheinlich, dass mehr Ressourcen und somit tiefere Fallzahlen die Qualität in der Mandatsführung weiter steigern kann. Dem kommen die genannten Zahlen gemäss Empfehlung entgegen. Je tiefer die Fallzahlen, desto nachhaltiger kann an der Reintegration der Klientinnen und Klienten gearbeitet werden. Es können vermehrt Klientinnen und Klienten zurück in die Autonomie geführt und Beistandschaften aufgehoben werden (Stichwort "Leaving Care" bezogen auf alle Alterskategorien). Die Finanzierung bleibt offen. 
Ziffer 5.5. Hier wird deutlich: Es geht primär um die Mandatsträger*innen. Admin, Buha sowie Rechtsdienst sind zur Entlastung bestimmt. Dieses Verständnis entspricht  nicht dem Prinzip "Auf gleicher Augenhöhe". Dies wird die Zusammenarbeit erschweren.

	Bemerkungen Zusammenarbeit: Siehe oben.

Die administrative Aufsichtsbehörde ist bisher noch nie auf die Berufsbeistandschaften zugekommen - weder in lobender, rügender oder empfehlender Funktion. Bisher hat sich die administrative Aufsichtsbehörde allenfalls mit der KESB auseinandergesetzt. Eine weitergehende Tätigkeit wurde bisher nicht wahrgenommen, was angesichts der personellen Ausstattung der administrativen Aufsichtsbehörde (oft nur ein bis zwei Personen für ganze Kantone) nicht weiter verwundert. Sollte die administrative Aufsichtsbehörde diese postulierte Kompetenz effektiv ausüben wollen, müsste vermutlich noch viel geändert im Gefüge zwischen administrativer Aufsichtsbehörde, KESB und Berufsbeistandschaften geändert werden. Aktuell erkennen wir darin nur dann einen Mehrwert, wenn die Weisungen, Rekrutierungsempfehlungen, Instruktion und Schulung zur Qualitätssteigerung/Professionalität in der Mandatsführung beitragen unter Einbezug von realistischen Vorstellungen.
	Versenden: 
	Bemerkungen Aufgaben: Ziffer 2.1. In der Aufzählung der unterschiedlichen Rollen ist noch die des/r "Überprüfenden" nachzutragen. Gerade im Kindesschutz werden immer auch wieder explizit Kontrollaufgaben an die Beistandsperson übertragen, was zu Rollenkonflikten führen kann. Ziffer 2.3.1. Der Aspekt von Kontroll- aufträgen ist zu ergänzen (insb. im Kindesschutz soll die Umsetzung durch die von der KESB verfügten Weisungen regelmässig überprüft werden, v.a. ob die aktuelle Situation das Kindeswohl gefährdet). Ziffer 2.4  "Eine gut funktionierende Administration und Buchhaltung sind das Rückgrat jeder Berufsbeistandschaft." Die Konsequenz daraus wäre eine substanzielle Angleichung der Anstellungsbedingungen zwischen SAR und Admin, was aus finanzieller Perspektive nur mittels Reduktionen auf Seiten der SAR umsetzbar wäre …
"… ermöglichen ihnen den Einsatz der Arbeitszeit für die Beziehungsarbeit mit den verbeiständeten Personen." Dies wäre nur dann zutreffend, wenn es sich hierbei um zwei Beistandspersonen handeln würde: Eine fürs Administrative und eine für die Beziehungsarbeit … Kurz: Hier wird Verantwortung abgeschoben!

Ziffer 2.6. Es kann nicht sein, dass grössere Organisationen die genannten "vorgelagerten Dienstleistungen" freiwillig und gratis erbringen! So zu tun als hätte man mit "ausnahmsweise" eine Rechtfertigung für das Übernehmen dieser Leistungen, da es ja eben nur selten vorkäme, geht gar nicht. Die genannten Dienstleistungen erfordern ein hohes Mass an Professionalität von den Mitarbeitenden. Wird sie nur ausnahmsweise eingesetzt, ist es zu Schade, eine solche vor Ort zu haben und zu pflegen. Ist sie nicht vorhanden, ist der Aufwand solche Leistungen zu erbringen sehr gross und es kann keine ausreichende Qualität hergestellt werden kann. Sollten solche Dienstleistungen von der KESB abgegolten werden, ist es vorstellbar, diese Sonderleistungen auch für andere kleinere Sozialdienste auf der Basis eines Leistungsvertrages anzubieten. So würde sich die Anstellung entsprechend ausgebildeter Mitarbeitenden lohnen. 
	Bemerkungen Einleitung: Ziffer 1.1. Solange es sich um Empfehlungen der KOKES handelt, ist es in Ordnung. In der konkreten Organisation der Berufsbeistandschaften sind die Organisationen (resp. Sozialdienste) eigenständig.
Ziffer 1.2. Die Zielsetzung der Empfehlungen und die Weiterentwicklung der Organisation von Berufsbeistandschaften mit Blick auf die gesteigerten Anforderungen an die Mandatsführung finden wir begrüssenswert. Die 10 bis 15 Jahre bis dieser antizipierte Soll-Zustand in sämtlichen Regionen der Schweiz umgesetzt werden soll, erachten wir zu lange. Wünschenswert wäre eine Umsetzung in der nächsten Legislaturperiode, das heisst innert 5 bis maximal 10 Jahren.

Ziffer 1.4 In diesen grundlegen Zeilen fehlen unserer Ansicht nach noch ein paar Ausführungen zum Thema der Verantwortungsteilung zwischen Berufsbeistandsperson und der, für Entscheide zuständigen Behörde KESB. 
	Abschliessende Bemerkungen: Die Stadt Bern erachtet es als wichtig, dass Leistungsstandards definiert werden, die die Basis der Arbeit der Beistandspersonen bilden. Zudem sind die Auswirkungen der verschiedenen Punkte auf zudienende Dienste wie Administration, Rechstdienste, etc. zu berücksichtigten. 




